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Sehr geehrte Patientin, sehr geehrter Patient, 
 
Sie erwarten zu Recht, gemäß den aktuellen, wissenschaftlichen Erkenntnissen einer 
modernen Zahnheilkunde behandelt zu werden. Diese Leistungen werden gemäß den 
Bestimmungen der Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) berechnet. 
Der „Punktwert“ besitzt in der GOZ die Aufgabe, zahnärztliche Leistungen in ein stimmiges 
Verhältnis zu anderen Dienstleistungen zu setzen. Dieser Punktwert ist seit über 36 
Jahren unverändert. Der verantwortliche und zuständige Gesetzgeber hat es somit 
unterlassen, ihn an die wirtschaftliche Entwicklung anzupassen. 
 
Von 1988 bis 2024 betrug die allgemeine Preissteigerung ca. 90 Prozent. In diesem 
Zeitraum sind die Kosten in zahnärztlichen Praxen durch gesteigerte Aufwendungen im Bereich 
des Hygiene- und Qualitätsmanagements noch zusätzlich überproportional gestiegen. 
In vergleichbaren Gebührenordnungen, zum Beispiel bei Tierärzten oder Rechtsanwälten, 
wurden die Vergütungen an die Preisentwicklung angepasst. Die Diäten der Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags werden seit Jahren „automatisch“ jährlich erhöht. 
 
Die Entfernung eines „normalen“, einwurzeligen Zahnes wird uns im Jahr 2025 mit 9,05€ 
vergütet – genauso wie im Jahr 1988. Das ist jedoch lediglich der Praxisumsatz.  
Nach Abzug der Praxiskosten verbleiben im statistischen Durchschnitt brutto nur etwa 2,75€. 
Dieser Ertrag ist selbstverständlich noch zu versteuern und es sind Beiträge zur zahnärztlichen 
Krankenversicherung und Altersversorgung zu entrichten. Im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung wird diese Behandlung deutlich höher honoriert. Das gilt 
ebenso für zahlreiche andere, vergleichbare zahnärztliche Leistungen. 
 
In Ihrem Interesse haben wir in der Vergangenheit darauf verzichtet, unsere Gebühren an die 
Kostensteigerungen anzupassen. 
Die seit geraumer Zeit extreme Inflationsrate gestattet das Arbeiten zu Preisen 
von 1988 endgültig nicht mehr. 
 
Zu unserem Bedauern sehen wir uns deshalb gezwungen, von in der GOZ ausdrücklich 
vorgesehenen Bestimmungen Gebrauch zu machen, um eine Vergütungsangleichung zu 
erzielen und damit den wirtschaftlichen Fortbestand unserer Praxis sicherzustellen. 
Das kann dazu führen, dass Sie an den zahnärztlichen Kosten einen Eigenanteil oder höheren 
Selbstbehalt als bisher tragen müssen. Das kann auf Vereinbarungen in Ihrem 
Versicherungsvertrag, beihilferechtlichen Bestimmungen oder einem restriktiven 
Erstattungsverhalten beruhen. 
Wir bitten um Ihr Verständnis, möchten jedoch darauf hinweisen, dass die Schuld 
an dieser belastenden Situation ausschließlich der Gesetzgeber trägt. 
 
 
Ihre Zahnärztin/Ihr Zahnarzt 
 
 
 
 


